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Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 17. Januar
1994 wird auch zurÃ¼ckgewiesen, soweit sie darauf gerichtet ist, die Beklagte zu
verurteilen, ihm ab 1. Januar 1992 den bestandsgeschÃ¼tzten Betrag von 4.066,00
DM dynamisiert zu zahlen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger ein Drittel der
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits vor dem Sozialgericht und dem
Bundessozialgericht zu erstatten. Im Ã¼brigen sind die Kosten des
sozialgerichtlichen Verfahrens nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Der 1923 geborene KlÃ¤ger war ordentlicher Professor fÃ¼r Urologie an der H. -U.
in B. ; zuletzt, bis zur Emeritierung im Jahre 1988, war er Direktor der Urologischen
Klinik und Poliklinik und Leiter der wissenschaftlichen Forschungsabteilung der C â�¦
Seine Altersrente aus der Sozialpflichtversicherung belief sich ab Dezember 1989
auf 370,- M der DDR; ferner erhielt er eine Zusatzaltersrente aufgrund der
Verordnung Ã¼ber die zusÃ¤tzliche Altersversorgung der Intelligenz an
wissenschaftlichen, kÃ¼nstlerischen, pÃ¤dagogischen und medizinischen
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Einrichtungen der DDR (AVI) in HÃ¶he von 3.696,- M der DDR. Der Gesamtanspruch
von 4.066,- M wurde ab 1. Juli 1990 in nominell gleicher HÃ¶he auf DM aufgewertet.
Unter Anwendung der Vorschriften der 1. und der 2. Rentenanpassungsverordnung
blieb es bei diesem Wert des Gesamtanspruches, bis die Beklagte ihn zum 1.
August 1991 auf 2.010,- DM kÃ¼rzte. Zum 31. Dezember 1991 wurde das Recht auf
Zusatzaltersrente kraft Gesetzes in die gesetzliche Rentenversicherung des
Beitrittsgebiets (in rechtmÃ¤Ã�iger HÃ¶he) Ã¼berfÃ¼hrt; das Recht auf Altersrente
aus der Sozialpflichtversicherung des Beitrittsgebiets erlangte dadurch den Wert
des bisherigen Gesamtanspruchs.

Aus AnlaÃ� der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) (Urteil vom 27.
Januar 1993 = BSGE 72, 50) wurde im RentenÃ¼berleitungs-ErgÃ¤nzungsgesetz
(RÃ�-ErgG) vom 24. Juni 1993 (BGBl I 1038) rÃ¼ckwirkend zum 1. August 1991 ein
Begrenzungsbetrag von 2.700,- DM fÃ¼r den Gesamtanspruch eingefÃ¼hrt (Â§ 10
Abs 1 Satz 2 des Anspruchs- und AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes (AAÃ�G)).
Mit Bescheid vom 10. August 1993 nahm daraufhin der beklagte
VersorgungstrÃ¤ger seinen ersten KÃ¼rzungsbescheid zurÃ¼ck, soweit der
Gesamtzahlbetrag auf 2.010,- DM begrenzt worden war; zugleich verfÃ¼gte er ab
1. August 1991 rÃ¼ckwirkend die KÃ¼rzung des Wertes des Gesamtanspruches
von 4.066,- DM auf 2.700,- DM. Zwischenzeitlich hatte die
Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) als RentenversicherungstrÃ¤ger
durch sog Umwertungsbescheid vom 29. November 1991 den Wert des Rechts auf
eine SGB VI-Regelaltersrente, die dem KlÃ¤ger ab 1. Januar 1992 anstelle der
Beitrittsgebietsrente zustand, im pauschalen Verfahren nach Â§ 307b Abs 5 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI) festgesetzt und â�� weil der bisherige
Gesamtanspruch hÃ¶her war â�� einen Zahlbetrag von "weiterhin 2.010,- DM"
bestimmt.

Mit weiterem Bescheid vom 22. Dezember 1993 stellte die BfA als
VersorgungstrÃ¤ger nach Â§ 8 AAÃ�G die Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers
zu einem Zusatzversorgungssystem, die in dieser Zeit erzielten Arbeitsentgelte und
die NichtzugehÃ¶rigkeit des KlÃ¤gers zu einer der Gruppen fest, fÃ¼r welche
herabgesetzte Beitragsbemessungsgrenzen gelten.

In dem im November 1991 eingeleiteten Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG)
Berlin hat der KlÃ¤ger im wesentlichen beantragt, die Entscheidungen nach den
Rentenanpassungsverordnungen, den Umwertungsbescheid, den Entgeltbescheid
nach Â§ 8 AAÃ�G und die ZahlbetragskÃ¼rzung nach Â§ 10 AAÃ�G aufzuheben und
die Beklagte zu verurteilen, ihm Altersrente nach dem Stand vom Juni 1990 bis 31.
Dezember 1991 zu gewÃ¤hren und zu dynamisieren, sowie zusÃ¤tzlich dazu, die
ursprÃ¼ngliche Zusatzversorgung ungekÃ¼rzt zu zahlen und zu dynamisieren,
ferner, ab Januar 1992 anstelle der pauschal umgewerteten Rente die nach dem
SGB VI endgÃ¼ltig neuberechnete Rente und zusÃ¤tzlich dazu den Differenzbetrag
zwischen der Altersrente und 90 vH des jeweils angepaÃ�ten Nettogehaltes als
angemessene Zusatzversorgung unter Beachtung der erbrachten Leistungen zu
gewÃ¤hren und zu dynamisieren. Das SG hat die Klagen durch Urteil vom 17. Januar
1994 abgewiesen.
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Der KlÃ¤ger hat die â�� vom SG zugelassene â�� Sprungrevision eingelegt und in
der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem BSG am 14. Juni 1995 folgendes beantragt:
1. das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 17. Januar 1994 aufzuheben und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides der Verwaltung der Sozialversicherung
der Arbeiter und Angestellten zum 1. Juli 1990 sowie der beiden Bescheide
betreffend die erste und zweite Rentenanpassung, des Bescheides der
Ã�berleitungsanstalt der Sozialversicherung ohne Datum betreffend die
Zahlbetragsbegrenzung nach Â§ 10 Abs 1 AAÃ�G in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22. Oktober 1991, des Umwertungsbescheides vom
29. November 1991 sowie des Bescheides vom 10. August 1993 Â§ 10 AAÃ�G idF
des RÃ�-ErgG betreffend und des Feststellungsbescheides vom 22. Dezember 1993
zu verurteilen,
1.1. ihm eine Altersrente nach dem Stand vom Juni 1990 Ã¼ber den 1. Juli 1990
hinaus bis zum 31. Dezember 1991 zu gewÃ¤hren und zu dynamisieren sowie
zusÃ¤tzlich dazu die ursprÃ¼ngliche Zusatzversorgung ungekÃ¼rzt zu zahlen und
â�� unter Beachtung der HÃ¶chstbegrenzung der zusÃ¤tzlichen Altersversorgung
â�� zu dynamisieren,
1.2. ab 1. Januar 1992 anstelle der pauschal umgewerteten Rente die nach dem
SGB VI endgÃ¼ltig neu berechnete Rente und zusÃ¤tzlich dazu den Differenzbetrag
zwischen Altersrente und 90 vH des jeweils angepaÃ�ten Nettogehaltes als
angemessene Zusatzversorgung unter Beachtung der erbrachten Leistungen zu
gewÃ¤hren und zu dynamisieren,
2. durch einstweilige Anordnung die aufschiebende Wirkung der Klage zu
bestimmen.

Die Beklagte hat beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

WÃ¤hrend des Revisionsverfahrens hat die BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger mit
Bescheid vom 7. Dezember 1994 den Wert der Regelaltersrente des KlÃ¤gers
bestimmt und gemÃ¤Ã� Â§ 307b Abs 1 bis 3 SGB VI aufgrund des individuellen
Versicherungsverlaufs des KlÃ¤gers den ab Januar 1995 "weiterzuzahlenden
Betrag" mit 2.884,68 DM festgestellt und fÃ¼r die Nachberechnungszeiten vom 1.
August 1991 bis zum 30. April 1994 eine RestÃ¼berzahlung von 34.088,74 DM
festgesetzt.

Das BSG hat am 14. Juni 1995 durch Teilurteil und Beschluss folgende
Entscheidungen getroffen:

1. Das Urteil des SG ist aufgehoben und der Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an dieses Gericht zurÃ¼ckverwiesen worden, soweit mit der
Klage â�� ohne vorheriges Widerspruchsverfahren â�� der nach Â§ 8 AAÃ�G
ergangene sog Entgeltbescheid der BfA als VersorgungstrÃ¤gerin angefochten
worden war; dieser war nicht Gegenstand des Klageverfahrens geworden; insoweit
muÃ�te das SG sein Verfahren aussetzen und das Widerspruchsverfahren
nachholen lassen. In dieser Sache hat das SG Berlin die Klagen durch Urteil vom 13.
Februar 1995 abgewiesen; das Landessozialgericht (LSG) Berlin hat die Berufung
des KlÃ¤gers hiergegen durch Urteil vom 17. September 1996 zurÃ¼ckgewiesen;
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der erkennende Senat hat die Beschwerde des KlÃ¤gers gegen die Nichtzulassung
der Revision im Urteil des LSG durch Beschluss vom 10. MÃ¤rz 1997 als unzulÃ¤ssig
verworfen.

2. Ferner hat das BSG das Urteil des SG Berlin vom 17. Januar 1994 insoweit zur
Klarstellung abgeÃ¤ndert, als die Klage gegen den Bescheid vom 1. Juli 1990
abgewiesen worden war, mit dem der Gesamtanspruch des KlÃ¤gers von 4.066,- M
der DDR auf einen gleichlautenden Betrag in DM aufgewertet worden war. Das SG
hatte diesen Verwaltungsakt in seinen EntscheidungsgrÃ¼nden nicht
ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt, seine RechtmÃ¤Ã�igkeit jedoch durch Verneinung eines
Anspruchs auf eine hÃ¶here Rente ab Juli 1990 insoweit bestÃ¤tigt.

3. Im Ã¼brigen hat das BSG die Revision des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen, soweit sie
gegen den vorgenannten Bescheid zum 1. Juli 1990, gegen die Entscheidungen des
VersorgungstrÃ¤gers nach der 1. und der 2. Rentenanpassungsverordnung, gegen
den RentenversicherungstrÃ¤ger und dessen Umwertungsbescheid zum 1. Januar
1992 und darin gegen die pauschale Festsetzung des Wertes der Regelaltersrente
nach Â§ 307b Abs 5 SGB VI gerichtet war.

4. Ferner hat das BSG den Vollzug des KÃ¼rzungsbescheides vom 10. August 1993
(iVm dem KÃ¼rzungsbescheid zum 1. August 1991 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 22. Oktober 1991 und der Zahlbetragsfestsetzung im
Umwertungsbescheid vom 29. November 1991) einstweilen bis zur rechtskrÃ¤ftigen
Entscheidung in der Hauptsache ausgesetzt, soweit ein geringerer Zahlbetrag als
4.066,- DM monatlich festgesetzt worden war.

5. Durch weiteren Beschluss hat das BSG das Verfahren, soweit in der Hauptsache
vom vorgenannten Teilurteil nicht erfaÃ�t, ausgesetzt und dem
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die Frage zur Entscheidung vorgelegt, ob Â§ 10
Abs 1 Satz 2 AAÃ�G insoweit mit der Eigentumsgarantie des Art 14 Abs 1 Satz 1
Regelung 1 und Satz 2 des Grundgesetzes (GG) sowie mit den rechtsstaatlichen
Prinzipien des Art 20 Abs 1 GG vereinbar ist, als die Summe der ZahlbetrÃ¤ge aus
gleichartigen Renten der Rentenversicherung und Leistungen der
Zusatzversorgungssysteme der Anlage 1 Nrn 1 oder 4 bis 18 auf 2.700,- DM
begrenzt worden ist.

Das BVerfG hat durch Urteil vom 28. April 1999 entschieden, daÃ� Â§ 10 Abs 1 Satz
2 AAÃ�G mit Art 14 GG unvereinbar und nichtig ist (1 BvL 32/95). In demselben
Urteil hat es die Verfassungsbeschwerde des KlÃ¤gers gegen das og Teilurteil des
erkennenden Senats zurÃ¼ckgewiesen (1 BvR 2105/95). Ferner hat das BVerfG die
Zahlbetragsgarantie des Einigungsvertrages (EinigVtr) Anlage II Kapitel VIII
Sachgebiet H Abschnitt III Nr 9 Buchst d Satz 4 und 5 verfassungskonform dahin
ausgelegt, daÃ� der garantierte Zahlbetrag, soweit er ab 1. Januar 1992 noch
Ã¼ber dem Wert der SGB VI-Rente liegt, gemÃ¤Ã� der allgemein vorgesehenen
Anpassung von Renten zu dynamisieren ist.

Die Beklagte hat daraufhin durch Bescheid vom 28. Juni 1999 entschieden, dem
KlÃ¤ger sei derzeit kein hÃ¶herer Betrag zu zahlen. Da in AusfÃ¼hrung des
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Beschlusses des BSG vom 14. Juni 1995 bereits gemÃ¤Ã� Bescheid vom 28. Juni
1995 seit dem 1. August 1991 eine Rente in HÃ¶he des frÃ¼heren
Gesamtanspruches geleistet werde und diese ab Januar 1992 um 6,84 vH erhÃ¶ht
worden sei, stehe dem KlÃ¤ger derzeit nichts zu. Nach einer gesetzlichen
Neuregelung werde ein endgÃ¼ltiger Bescheid zur RentenhÃ¶he ergehen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, das BVerfG habe seine Rechtsansicht in allen wesentlichen
Punkten bestÃ¤tigt, kÃ¶nne allerdings hinsichtlich des Eigentumsschutzes fÃ¼r
spÃ¤tere Zugangsrentner nach dem 30. Juni 1995 und bezÃ¼glich der
AusfÃ¼hrungen zur 1. und 2. Rentenanpassungsverordnung nicht Ã¼berzeugen;
hierzu werde das BVerfG nochmals anhand geeigneter FÃ¤lle entscheiden
mÃ¼ssen. Da aber die Aussagen des BVerfG zur Realwertgarantie eindeutig seien
und der besitzgeschÃ¼tzte hÃ¶here Zahlbetrag ebenso eindeutig feststehe wie die
Formel der Anpassung, die sich aus den Anpassungsverordnungen zum 1. Januar
1992 usw fÃ¼r die Anpassung der in der DDR erworbenen AnsprÃ¼che ergebe,
mÃ¼sse jetzt unverzÃ¼glich gemÃ¤Ã� seinen bislang gestellten AntrÃ¤gen
entschieden werden. Der KlÃ¤ger verweist auf die VerÃ¶ffentlichung von K.H.
Christoph, Das RentenÃ¼berleitungsgesetz und die Herstellung der Einheit
Deutschlands, Berlin 1999; Will, Rente als Eigentum â�� "die Ostrenten-
Entscheidungen", NJ 1999, 377 ff; diese AusfÃ¼hrungen macht er sich zu eigen.
Wegen seines Vorbringens im Ã¼brigen wird auf die SchriftsÃ¤tze vom 12. Juli 1999
nebst Anlagen (Bl. 461 bis 472 der BSG-Akte) und vom 1. August 1999 (Bl. 474 bis
478 der BSG-Akte) Bezug genommen.

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 17. Januar 1994 aufzuheben und die
Beklagte zu verurteilen, ihm den durch die Zahlbetragsgarantie geschÃ¼tzten
Zahlbetrag von 4.066,00 DM ab 1. Januar 1992 nach den GrundsÃ¤tzen der
gesetzlichen Rentenpflichtversicherung (Rentenanpassungsverordnung) zu
dynamisieren.

Ferner beantragt der KlÃ¤ger, der Beklagten drei Viertel der auÃ�ergerichtlichen
Kosten des Rechtsstreits einschlieÃ�lich der dem KlÃ¤ger durch das
Vorlageverfahren beim Bundesverfassungsgericht entstandenen Kosten zu
erstatten.

Die Beklagte hat beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

II

1. Zum SchluÃ� des Revisionsverfahrens war nur noch darÃ¼ber zu entscheiden, ob
die BfA als RentenversicherungstrÃ¤ger dem KlÃ¤ger ab 1. Januar 1992 als
Monatsbetrag der SGB VI-Regelaltersrente statt ihres nach den ErwerbsgrÃ¼nden
des SGB VI ermittelten â�� geringeren â�� Wertes den Betrag von 4.066,00 DM als
dynamisierbaren Wert â�� unter Anrechnung erbrachter Leistungen â�� zu zahlen
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(bzw nachzuzahlen) hat. Die ursprÃ¼nglich zur Entscheidung des Revisionsgerichts
gestellten Begehren sind wie folgt abschlieÃ�end beschieden worden:

â�� Die Beklagte hat die KÃ¼rzung des Gesamtanspruchs von 4.066,00 DM auf
2.700,- DM ab 1. August 1991 vor dem BSG zurÃ¼ckgenommen.

Aufgrund des (rechtskrÃ¤ftigen) Teilurteils des Senats vom 14. Juni 1995 ist
folgendes geklÃ¤rt:

â�� BezÃ¼glich der Klagen gegen die Entscheidungen des VersorgungstrÃ¤gers
nach Â§ 8 AAÃ�G liegt auÃ�er der rechtskrÃ¤ftigen ZurÃ¼ckverweisung der Sache
an das SG inzwischen auch das rechtskrÃ¤ftige Urteil des LSG Berlin vom 17.
September 1996 vor.

â�� Ã�ber die Klage gegen die Festsetzung, ihm habe zum 1. Juli 1990 ein
(statischer) Gesamtanspruch in HÃ¶he von 4.066,00 DM zugestanden, ist gleichfalls
rechtskrÃ¤ftig entschieden.

â�� Soweit der KlÃ¤ger sich gegen die Festsetzung des Wertes seines
Gesamtanspruches fÃ¼r Rentenbezugszeiten vom 1. Juli 1990 bis zum 31. Juli 1991
gewandt und insbesondere die RechtmÃ¤Ã�igkeit des Â§ 6 der 1. und des Â§ 8 der
2. Rentenanpassungsverordnung bestritten hat, sind seine Klagen ebenfalls
rechtskrÃ¤ftig abgewiesen.

â�� Soweit er die pauschale Rentenwertfestsetzung nach Â§ 307b Abs 5 SGB VI im
sog maschinellen Verfahren fÃ¼r die Rentenbezugszeiten ab 1. Januar 1992 bis zur
Bekanntgabe der auf dem individuellen Versicherungsverlauf beruhenden
Rentenwertfestsetzung (nach Â§ 307b Abs 1 bis 3 SGB VI) im Bescheid vom 7.
Dezember 1994 angegriffen hatte, sind seine Klagen rechtskrÃ¤ftig abgewiesen
worden.

Die gegen alle vorgenannten Entscheidungen im rechtskrÃ¤ftigen Teilurteil des
Senats eingelegte Verfassungsbeschwerde des KlÃ¤gers ist auÃ�erdem vom BVerfG
in vollem Umfang als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen worden.

2. Die Revision ist im Blick auf den allein verbliebenen Revisionsgegenstand
zulÃ¤ssig, soweit also der KlÃ¤ger begehrt, die Beklagte als
RentenversicherungstrÃ¤ger zu verurteilen, ihm Ã¼ber den Wert seiner SGB VI-
Rente hinaus ab 1. Januar 1992 den Betrag seines frÃ¼heren Gesamtanspruchs von
4.066,00 DM nicht nur als statischen (einmalig statisch um 6,84 vH erhÃ¶hten)
"weiterzuzahlenden Betrag" festzusetzen und zu zahlen, sondern als
dynamisierbaren Monatsbetrag der SGB VI-Rente zu gewÃ¤hren (bzw
nachzuzahlen). Dies hat der KlÃ¤ger der Sache nach schon vor dem SG begehrt, als
er beantragte, die BfA als VersorgungstrÃ¤gerin und als
RentenversicherungstrÃ¤gerin alternativ oder kumulativ zu verurteilen, ihm eine
hÃ¶here Sozialpflichtversicherungsrente und daneben eine nach seinen
Vorstellungen entwickelte Zusatzversorgungsrente zu gewÃ¤hren. Das SG hat die
Klage â�� aufgrund einer PrÃ¼fung in der Sache â�� abgewiesen. Der ZulÃ¤ssigkeit
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der Sprungrevision steht insoweit auch nicht das Teilurteil des Senats entgegen, das
sich ausdrÃ¼cklich nicht zu dem Wert der SGB VI-Rente verhÃ¤lt, der auf dem
individuellen Versicherungsverlauf des KlÃ¤gers beruht, und sich auch nicht auf die
danach zu bestimmende HÃ¶he des Nachzahlungsanspruchs erstreckt; darÃ¼ber
ist erst in dem Bescheid des RentenversicherungstrÃ¤gers vom 7. Dezember 1994
entschieden worden, der nicht Gegenstand des Revisionsverfahrens geworden ist,
sondern als mit der Klage vor dem SG angefochten gilt (Â§ 171 Abs 2 des
Sozialgerichtsgesetzes (SGG)); dies hat der Senat in seinem Teilurteil rechtskrÃ¤ftig
entschieden.

3. Die Revision ist aber unbegrÃ¼ndet. Denn die Klagabweisung durch das SG hat
schon deshalb im Ergebnis Bestand, weil die Klage unzulÃ¤ssig ist. Ã�ber Rechte
und AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers gegen den RentenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r
Bezugszeiten ab 1. Januar 1992 muÃ� zunÃ¤chst dieser im Verwaltungsverfahren
durch Verwaltungsakt entscheiden; erst nach erfolglosem Widerspruchsverfahren
kann die kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs 4 SGG
erhoben werden. Der KlÃ¤ger hat jedoch schon Klage und Revision erhoben, bevor
der RentenversicherungstrÃ¤ger das Verwaltungsverfahren durch ErlaÃ� der
Entscheidungen nach Â§ 307b Abs 1 bis Abs 4 SGB VI Ã¼berhaupt beenden konnte.
Dem KlÃ¤ger fehlte somit von vornherein die Klagebefugnis (Â§ 54 Abs 1 Satz 2
SGG); mit dem ErlaÃ� des Bescheides vom 7. Dezember 1994 Ã¼ber die
Festsetzung des Monatsbetrags der SGB VI-Rente und des Nachzahlungsanspruchs
aufgrund des individuellen Versicherungsverlaufs des KlÃ¤gers und Ã¼ber die
HÃ¶he des bestandsgeschÃ¼tzten "weiterzuzahlenden Betrages" ist gemÃ¤Ã� Â§
171 Abs 2 SGG eine (gesetzlich fingierte) Klage gegen diesen Bescheid vor dem SG
Berlin rechtshÃ¤ngig geworden. Aufgrund dieser Klage muÃ� das SG in der Sache
entscheiden, ob dem KlÃ¤ger â�� gleich aus welchem Rechtsgrund â�� gegen die
BfA hÃ¶herwertige Rechte und AnsprÃ¼che zustehen, als in dem Bescheid
zuerkannt; insoweit trifft den KlÃ¤ger kein Rechtsschutzverlust, der nicht auf
eigener ProzeÃ�fÃ¼hrung beruhte. Hierzu nÃ¤her wie folgt:

4. Dem fÃ¼r das Gericht maÃ�geblichen (Â§ 123 SGG) Begehren des KlÃ¤gers
schon vor dem SG ist zu entnehmen, daÃ� er die Verurteilung der Beklagten nicht
nur zur Weiterzahlung von 4.066,00 DM angestrebt, sondern auch die Anhebung
dieses Betrages gemÃ¤Ã� den Rentenanpassungsverordnungen (Ost) verlangt hat.
FÃ¼r dieses Begehren stand ihm aber bis zur Einlegung der Sprungrevision am 14.
April 1994 weder eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage iS von Â§ 54
Abs 4 SGG noch eine reine Leistungsklage nach Abs 5 aaO offen. Denn die nach
dem Gesetz vorgreifliche Verwaltungsentscheidung ist erst wÃ¤hrend des
Revisionsverfahrens am 7. Dezember 1994 ergangen und gemÃ¤Ã� Â§ 171 Abs 2
SGG nicht Gegenstand des anhÃ¤ngigen Verfahrens geworden.

a) GemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs 4 SGG kann mit der Klage neben der Aufhebung des
Verwaltungsakts (Anfechtungsklage) gleichzeitig die Leistung verlangt werden
(Leistungsklage), wenn der angefochtene Verwaltungsakt eine Leistung betrifft, auf
die ein Rechtsanspruch besteht (sog kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage).
Diese Klage ist fÃ¼r das Dynamisierungsbegehren des KlÃ¤gers nicht statthaft.
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Dieses betrifft zwar eine Leistung, auf die ihrer Art nach ein Rechtsanspruch
besteht. Denn der RentenversicherungstrÃ¤ger hat dann, wenn die
Voraussetzungen der Dynamisierung vorliegen (dazu und zur bei Â§ 307b Abs 1 SGB
VI stets erforderlichen Vergleichsberechnung entsprechend Â§ 307a SGB VI im
einzelnen Senatsurteil vom 3. August 1999 â�� B 4 RA 24/98 R -, zur
VerÃ¶ffentlichung vorgesehen), keinen Ermessensspielraum, sondern er muÃ� den
zahlbetragsgeschÃ¼tzten Wert als dynamisierbaren Monatsbetrag der Rente fÃ¼r
Bezugszeiten nach dem 1. Januar 1992 so lange festsetzen, bis der dynamisierte
Wert der SGB VI-Rente ihn Ã¼bersteigt.

Es lag aber kein anfechtbarer Verwaltungsakt darÃ¼ber vor, ob dem KlÃ¤ger ab
Januar 1992 ein Recht auf Zahlung des (nach den allgemeinen Vorschriften
dynamisierten) zahlbetragsgeschÃ¼tzten Wertes statt des nach den
ErwerbsgrÃ¼nden des SGB VI ermittelten dynamisierbaren Wertes seiner SGB VI-
Regelaltersrente zustand. Die Beklagte hatte bis zum AbschluÃ� des Verfahrens vor
dem SG auch keine "endgÃ¼ltige" Verwaltungsentscheidung Ã¼ber die HÃ¶he aller
AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers gegen sie getroffen, die er mit der Anfechtungsklage
hÃ¤tte angreifen kÃ¶nnen. Vielmehr hat die Beklagte erstmals mit dem wÃ¤hrend
des Revisionsverfahrens ergangenen Bescheid vom 7. Dezember 1994 eine
Entscheidung zur HÃ¶he aller AnsprÃ¼che getroffen, welche der KlÃ¤ger â�� gleich
aus welchen RechtsgrÃ¼nden â�� gegen sie haben kÃ¶nnte. Erst mit der
Bekanntgabe der Entscheidung des RentenversicherungstrÃ¤gers Ã¼ber den Wert
einer SGB VI-Rente, der aufgrund des individuellen Versicherungsverlaufs
festgesetzt ist, sowie ggf Ã¼ber den "weiterzuzahlenden Betrag" und Ã¼ber den
Nachzahlungsanspruch wird eine auf Dynamisierung eines
zahlbetragsgeschÃ¼tzten Wertes ab Januar 1992 gerichtete kombinierte
Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs 4 SGG) statthaft. Denn diese Klage
setzt notwendig voraus, daÃ� der mit ihr verfolgte Rechtsanspruch vom
VerwaltungstrÃ¤ger durch Verwaltungsakt abgelehnt, dh sein Nichtbestehen
hoheitlich festgestellt ist. FÃ¼r Dynamisierungsbegehren der hier streitigen Art
folgt daraus, daÃ� es erst eingeklagt werden kann, wenn der
RentenversicherungstrÃ¤ger aufgrund der Ermittlung des individuellen
Versicherungsverlaufs und insbesondere aufgrund der Feststellungen des jeweils
zustÃ¤ndigen VersorgungstrÃ¤gers â�� ggf unter Einschaltung des Beauftragten
der Bundesregierung fÃ¼r die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR (Â§ 8 Abs 1 Satz 6 und 7 AAÃ�G) â�� den konkreten Wert der nach
den ErwerbsgrÃ¼nden des SGB VI berechneten SGB VI-Rente festgesetzt hat. Dabei
muÃ� er auch geklÃ¤rt haben, ob der offiziell bislang ausgewiesene
Gesamtanspruch maÃ�geblich ist, oder aber ob nur der HÃ¶chstbetrag des Â§ 23
Abs 2 des Rentenangleichungsgesetzes der DDR (1.500,- DM
Zusatzversorgungsrente zuzÃ¼glich Sozialpflichtversicherungsrente zum 1. Juli
1990 (oder nur 1.500,- DM Sonderversorgungsrente)) oder aber die
HÃ¶chstbetragsregelung des Gesetzes Ã¼ber die Aufhebung der
Versorgungsordnung des ehemaligen Ministeriums fÃ¼r Staatssicherheit/Amtes
fÃ¼r Nationale Sicherheit der DDR (HÃ¶chstbetrag 990,- DM) maÃ�geblich ist. Erst
mit dem Wirksamwerden der nach Â§ 307b Abs 1 bis Abs 4 SGB VI zu treffenden
Entscheidungen des RentenversicherungstrÃ¤gers liegen die Verwaltungsakte vor,
mit denen vermeintliche hÃ¶here RentenansprÃ¼che hoheitlich als nicht bestehend
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festgestellt werden. Erst dies kann ggf fÃ¼r das Dynamisierungsbegehren mit
Anfechtungswiderspruch und -klage angefochten werden.

Eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage ist daher zur Verfolgung von
Dynamisierungsbegehren der vorliegenden Art nur statthaft, wenn der
RentenversicherungstrÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§ 117 SGB VI durch schriftlichen Bescheid
Ã¼ber den Wert der SGB VI-Rente aufgrund des individuellen
Versicherungsverlaufes (einschlieÃ�lich einer Vergleichsberechnung entsprechend 
Â§ 307a SGB VI) und vor diesem Hintergrund Ã¼ber den nach Â§ 307b Abs 3 SGB VI
"weiterzuzahlenden Betrag" (sowie Ã¼ber den Nachzahlungsanspruch) oder aber
ausdrÃ¼cklich Ã¼ber die Dynamisierung des zahlbetragsgeschÃ¼tzten Wertes
fÃ¼r Zeiten nach dem 1. Januar 1992 entschieden hat. Die Beklagte hat aber erst
wÃ¤hrend des Revisionsverfahrens mit dem Bescheid vom 7. Dezember 1994 eine
solche umfassende Entscheidung Ã¼ber die AnsprÃ¼che, die der KlÃ¤ger gegen sie
hat, getroffen.

b) Auch die allgemeine Leistungsklage war nicht statthaft. GemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs 5
SGG kann mit der Klage die Verurteilung zur Leistung, auf die ein Rechtsanspruch
besteht, auch dann begehrt werden, wenn ein Verwaltungsakt nicht zu ergehen hat.
Die Voraussetzungen hierfÃ¼r liegen nicht vor, weil ein Verwaltungsakt zu ergehen
hat. GemÃ¤Ã� Â§ 117 SGB VI bedarf die Entscheidung Ã¼ber einen Anspruch auf
Leistung der Schriftform. Schon hieraus ergibt sich zwingend, daÃ� der
RentenversicherungstrÃ¤ger Ã¼ber einen gegen ihn erhobenen Leistungsanspruch
durch formgebundenen Verwaltungsakt entscheiden, also zunÃ¤chst ein
Verwaltungsverfahren iS von Â§ 8 SGB X durchfÃ¼hren muÃ�. Ein solches
Verwaltungsverfahren ist auch in Â§ 307b Abs 1 bis 4 SGB VI geregelt. Da ein
Verwaltungsakt zu ergehen hatte, war die allgemeine Leistungsklage nicht statthaft.

c) Der KlÃ¤ger konnte sein Begehren vor ErlaÃ� dieses Verwaltungsaktes auch nicht
mit einer anderen Klageart durchsetzen. Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sind
besondere Verwaltungsgerichte (Â§ 1 SGG). Sie dÃ¼rfen Verwaltungshandeln â��
schon wegen der verfassungsrechtlichen EigenstÃ¤ndigkeit der vollziehenden
Gewalt â�� nur auf der Grundlage und in den Grenzen der ihnen prozeÃ�gesetzlich
eingerÃ¤umten Befugnisse Ã¼berprÃ¼fen, soweit nicht ausnahmsweise das Gebot
des effektiven Rechtsschutzes (Art 19 Abs 4 Satz 1 GG) oder grundrechtliche
Verfahrensgarantien weitergehenden Rechtsschutz gebieten.

Ein solcher Fall liegt hier nicht vor. Wie der Senat bereits in seinem rechtskrÃ¤ftigen
Teilurteil vom 14. Juni 1995 mit Bezug auf die pauschalierte Rentenwertfestsetzung
im sog Umwertungsbescheid der Beklagten vom 29. November 1991 ausgefÃ¼hrt
hat, ist der KlÃ¤ger nicht etwa klaglos gestellt; vielmehr ist jene pauschale,
wirtschaftlich vorlÃ¤ufige Rentenfestsetzung wie auch der Bescheid des
VersorgungstrÃ¤gers vom 22. Dezember 1993 von den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit geprÃ¼ft worden. Die verfassungsrechtlichen Bedenken des
KlÃ¤gers gegen das vom Gesetz in drei Stufen ausgestaltete Verfahren bis zur
"endgÃ¼ltigen" Entscheidung Ã¼ber die HÃ¶he aller seiner AnsprÃ¼che gegen den
RentenversicherungstrÃ¤ger sind vom Senat ua in seinem Teilurteil und vom
BVerfG in der ZurÃ¼ckweisung der Verfassungsbeschwerde als unbegrÃ¼ndet
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ausgewiesen worden. Da die BfA die Entscheidungen nach Â§ 307b Abs 1 bis Abs 4
SGB VI vor Ablauf der vom Senat in verfassungskonformer Auslegung entwickelten
Ã�bergangsfrist bis zum 31. Dezember 1996 erlassen hat, liegt von vornherein kein
Fall unzulÃ¤ssiger UntÃ¤tigkeit iS von Â§ 88 SGG vor.

Effektiver Rechtsschutz ist auch gegen die Entscheidungen der BfA in dem Bescheid
vom 7. Dezember 1994 gesichert. Denn gemÃ¤Ã� Â§ 171 Abs 2 SGG gilt ein neuer
Verwaltungsakt, der wÃ¤hrend des Revisionsverfahrens den angefochtenen
Verwaltungsakt abÃ¤ndert oder ersetzt, als mit der Klage beim SG angefochten, es
sei denn, daÃ� der KlÃ¤ger durch den neuen Verwaltungsakt klaglos gestellt oder
dem Klagebegehren durch die Entscheidung des Revisionsgerichts zum "ersten"
Verwaltungsakt in vollem Umfang genÃ¼gt wird. Die wÃ¤hrend des
Revisionsverfahrens ergangenen Verwaltungsakte der Beklagten im vorgenannten
Bescheid (betreffend den Wert der SGB VI-Altersrente, den Nachzahlungsanspruch,
den weiterzuzahlenden Betrag und die Ablehnung zusÃ¤tzlicher Versorgung) haben
den KlÃ¤ger bezÃ¼glich seines Dynamisierungsbegehrens nicht klaglos gestellt;
eine Entscheidung des Revisionsgerichts zur Aufhebung der KÃ¼rzung des
frÃ¼heren Gesamtanspruchs auf 2.700,- DM hÃ¤tte weder dem Klagebegehren in
vollem Umfang genÃ¼gt, noch Ã¼berhaupt ergehen kÃ¶nnen, weil die BfA diesen
"ersten" Verwaltungsakt zurÃ¼ckgenommen hatte. Die genannten Verwaltungsakte
gelten damit als mit der Klage beim SG angefochten. Dies war dem KlÃ¤ger
aufgrund des Teilurteils des Senats jedenfalls seit dem 14. Juni 1995 bekannt.

Demnach konnte die Revision des KlÃ¤gers auch in dem noch anhÃ¤ngig
gebliebenen Umfang mangels Statthaftigkeit der Klage keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 SGG. Dabei waren die Teilerfolge
des KlÃ¤gers beim Teilurteil des Senats und bei der RÃ¼cknahme der
KÃ¼rzungsentscheidung ebenso zu berÃ¼cksichtigen wie der Umstand, daÃ� er mit
seinem Begehren in wirtschaftlicher Hinsicht ganz Ã¼berwiegend keinen Erfolg
haben konnte.

Der Antrag des KlÃ¤gers, die Beklagte zu verurteilen, ihm auch die durch das
Vorlageverfahren beim BVerfG entstandenen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten, konnte keinen Erfolg haben. Denn das BSG durfte darÃ¼ber nicht
entscheiden, weil dies dem BVerfG vorbehalten ist (Â§Â§ 34, 34a des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes). Hierauf ist der ProzeÃ�bevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers hingewiesen worden.

Erstellt am: 27.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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